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Im Hinblick auf die Erörterung der Frage der Zuweisung von Geldauflagen 

an justiznahe Einrichtungen und an die Staatskasse anlässlich der oben nä-

her bezeichneten Dienstbesprechungen übersenden wir angeschlossen Auf-

stellungen zu den im Jahr 2016 von den Gerichten und Staatsanwaltschaften 

in Straf- und Gnadensachen erteilten Geldauflagen mit der Bitte um 

Kenntnisnahme und Unterrichtung der Gerichte und Staatsanwaltschaften 

der jeweiligen Bezirke. 
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Der prozentuale Anteil der Zuwendungen an die justiznahen Vereinen der 

Bewährungs- und Straffälligenhilfe ist ebenso wie der Gesamtbetrag dieser 

Zuwendungen erfreulicherweise im Jahr 2016 gestiegen. Allerdings ist die-

ser Anstieg ausschließlich auf die Zuweisungspraxis im württembergischen 

Landesteil zurückzuführen. Dies gibt uns Anlass nochmals auf die Bedeu-

tung der Aufgabenstellung der freien Träger der Bewährungs- und Straffälli-

genhilfe insbesondere für die Resozialisierung und Wiedereingliederung 

straffällig gewordener Menschen hinzuweisen. Die bestmögliche Erfüllung 

dieser wichtigen Aufgabe ist auch im Interesse der baden-

württembergischen Strafjustiz. Vor diesem Hintergrund ist es unserer Sicht 

wünschenswert, wenn künftig im Rahmen der Zuweisung von Geldauflagen 

ein Beitrag dafür geleistet wird, dass die Tätigkeit dieser Vereine auf einer 

stetigen und verlässlichen finanziellen Grundlage erfolgen kann. 
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